






FAZIT UND AUSBLICK  

34



35

Die interkommunale Zusammenarbeit bei der Entwicklung 

von Wirtschaftsflächen bringt eine Reihe an Vorteilen für die 

Kommunen mit sich. Neben der Möglichkeit, neue Flächen-

zuschnitte mit besonderer Lagegunst zu entwickeln, spielt 

heute und insbesondere vor dem Hintergrund kommunaler 

Haushaltsschwäche sowie Personal- und Flächenengpässen 

die Chance, Ressourcen effizienter nutzen zu können eine 

entscheidende Rolle. Interkommunale Industrie- und Gewer-

begebiete bauen Konkurrenzen unter den Kommunen ab, ha-

ben häufig eine regionale Strahlkraft mit positiven Effekten 

auf den Arbeitsmarkt, leisten einen Beitrag zur effizienten 

Flächennutzung und bieten nicht zuletzt auch eine Reihe von 

Vorteilen und Chancen für sich ansiedelnde Unternehmen. 

Aus gutem Grund werden sie in den letzten Jahrzehnten in 

Deutschland immer populärer. Ihre Errichtung wird von Bund 

und Länder gefördert und teilweise auch in den Raumord-

nungsplänen gefordert. 

Gleichzeitig betreten viele Kommunen – so auch in der Regi-

on Köln/Bonn – bei der Entwicklung und dem Betrieb von ge-

meinsamen Industrie- und Gewerbegebieten Neuland. Wäh-

rend der Beteiligungsformate im Rahmen der Erarbeitung 

des Agglomerationsprogramms konnten für die Kommunen 

in der Region Köln/Bonn eine Reihe spezifischer Herausfor-

derungen und Hemmnisse identifiziert werden. Einerseits ist 

das Know-How in Bezug auf die interkommunale Zusammen-

arbeit in der Region heterogen verteilt, so dass die Organisa-

tion interkommunaler Wirtschaftsflächenentwicklungen für 

einige Kommunen eine große Herausforderung darstellt. Des 

Weiteren stellt die Flächenmobilisierung beziehungsweise 

Flächenentwicklung aufgrund von Flächenengpässen, Eigen-

tumsverhältnissen, Flächeneignung und Rentabilität sowie 

politischen und gesellschaftlichen Widerständen im gewerb-

lichen Kontext flächendeckend eine große Herausforderung 

dar.

Die Praxishilfe zeigt verschiedene Lösungsansätze auf, wie 

die Organisation interkommunaler Wirtschaftsflächenent-

wicklungen gelingen kann. Kreative, aber auch praktikable 

Lösungen sind hier gefragt. Wichtig ist es, ein Verständnis 

dafür zu bekommen, dass die positiven Effekte interkom-mu-

naler Gewerbegebiete über die Effekte auf den kommunalen 

Haushalt hinausgehen. Sie sind vielmehr mittelbar und indi-

rekt – wie beispielsweise die Schaffung von Arbeitsplätzen, 

die Erhöhung der Kaufkraft oder die Etablierung der Region 

als Wirtschaftsstandort. Ist dieses Verständnis vorhanden, ist 

die Basis für eine erfolgreiche Kooperation geschaffen.

 

Neben klassischen Kooperationen unter zwei oder mehre-

ren Belegenheitskommunen, steigt seit einiger Zeit auch die 

Anzahl der Projekte, bei denen Kommunen partizipieren, die 

zwar keine Entwicklungsflächen in die Kooperation einbrin-

gen, dafür jedoch das entsprechende Know-How, die finan-

zielle oder personelle Ausstattung oder auch Ausgleichsflä-

chen bereitstellen können. Immer beliebter werden auch 

Kooperationen, bei denen die regionale Ebene den Rahmen 

darstellt.

Für die Initiierung von Kooperationen ist es wichtig, dass 

Einigkeit über die Ziele dieser herrscht. Kommunale 

Partner*innen sollten sich – ungeachtet ihrer Größe und 

Leistungsfähigkeit – immer auf Augenhöhe begegnen. Ver-

trauen und Informationsfluss sollten das Fundament der 

Zusammenarbeit darstellen. Kooperieren heißt aber auch 

ein Verzicht auf Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrecht. 

Je geringer dieser Verzicht ausfällt, umso eher werden sich 

Kommunen zu einer Zusammenarbeit entschließen. Auch 

der Bereich der Kosten und Kostentragung sowie Erträge und 

Erlöse ist ein äußerst sensibler Bereich, der frühzeitig disku-

tiert werden muss. Kosten und Erträge sollten klar definiert 

werden. Gleichzeitig muss man sich darüber verständigen, 

welche Kosten ggf. im Umlagesystem und welche Kosten di-

rekt mit den beteiligten Kommunen abgerechnet werden. In 

der Praxis hat es sich bewährt auf unkomplizierte und leicht 

handhabbare Verteilungsschlüssel, insbesondere bei der Ver-

teilung von Steuereinnahmen zu setzen. Auch die Wahl der 

Organisationsform sollte unter dem Vorzeichen der Flexibi-

lität bei gleichzeitiger Verbindlichkeit stehen.Rechtliche Bin-

dungen sollten demnach nicht enger sein, als es zur Erfüllung 

der Gemeinschaftsaufgabe notwendig ist. 

Bei der Flächenentwicklung im Allgemeinen ergeben sich vor 

allem hinsichtlich des Flächenerwerbs, der Rentabilität und 

der abnehmenden politischen und gesellschaftlichen Akzep-

tanz gegenüber von Neuausweisungen Herausforderungen. 

Grundsätzlich sind Kommunen gut beraten, sich umfassend 

mit ihren Bestandsgebieten zu befassen. Auch bei der Ge-

werbeflächenentwicklung gilt der Grundsatz Innen- vor Au-

ßenentwicklung. Mit der Erarbeitung von Konzepten für In-

nenentwicklung, Nachverdichtung und Revitalisierung bzw. 

Konversion kann die Akzeptanz grundlegend gesteigert und 

ein Beitrag zum Flächensparen geleistet werden. Auch die 

Profilierung von Gewerbeflächen im Sinne der Nachhaltigkeit, 

beispielsweise durch die Konzeptvergabe von Grundstücken 

auf Basis von Ansiedlungskriterien und die Implementierung 

von Nachhaltigkeitskriterien in den Prozess der Bauleitpla-

nung trägt einen Teil zur Akzeptanzerhöhung bei.
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Beim Thema Flächenerwerb sind grundsätzlich kooperative 

Instrumente den hoheitlichen Instrumenten und Maßnah-

men vorzuziehen. Eine aktive Boden- und Liegenschafts-

politik ist der Baustein einer nachhaltigen Siedlungspolitik 

und Stadtentwicklung und kann durch die Umsetzung einer 

langfristigen bodenpolitischen Strategie gesichert werden. 

Über Public-Private-Partnerships in Form der Einbindung von 

privaten Grundeigentümer*innen und Partizipation derer an 

der Bodenwertsteigerung durch Baureifmachung eröffnen 

sich möglicherweise neue Möglichkeiten bei der Mobilma-

chung von Potentialflächen. Grundsätzlich empfiehlt sich 

beim Erwerb von Flächen eine transparente Preispolitik. 

Auch die Zusammenarbeit mit privaten Entwicklungs- oder 

Erschließungsträger*innen eröffnet vielversprechende Chan-

cen vor dem Hintergrund kommunaler Haushaltsschwäche. 

Die Praxishilfe stellt eine umfangreiche Palette an möglichen 

Lösungsansätzen dar. Passende Lösungen müssen jedoch 

immer für den Einzelfall entwickelt und auf die individuellen 

Sachverhalte und Begabungen angepasst werden. Es gibt in 

der Region bereits einige beispielhafte Projekte, wie inter-

kommunale Wirtschaftsflächenentwicklung gelingen kann. 

Der Region Köln/Bonn e.V. möchte den Erfahrungsaustausch 

zu diesem Thema in der Region deshalb weiter fördern, die 

regionalen Akteur*innen vernetzen, das voneinander lernen 

forcieren und aktiv bei der Realisierung konkreter Projekte 

unterstützen. 
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Grafschafter Gewerbepark Genend

#1Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen 

Wahl der Organisationsform: öffentlich-rechtliche Vereinbarung | Informelle Gre-

mien | Arbeitsteilung und Zuständig-keiten | Aufteilung von Kosten & Erträgen

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels haben die vier niederrheinischen Partnerstädte auf Basis von För-

dermitteln eine städteübergreifende Gemeinschaftsinitiative entwickelt, aus der einer der ältesten interkom-

munalen Gewerbeparks Deutschlands entstanden ist. Bis heute konnten dort 90 Unternehmen angesiedelt 

und über 2000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Inzwischen betreiben die beteiligten Kommunen eine 

gemeinsame Wirtschaftsförderung (wir4 AöR) zur Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen. Der 

Gewerbepark Genend ist ein Modellprojekt für interkommunale Gewerbegebiete in Nordrhein-Westfalen und 

Leitprojekt der daraus entstandenen wir4-Wirtschaftsförderung AöR.

•	 Zu Beginn des Projekts als Arbeitsgruppe 

	 •	 jeweils ein*e Wirtschaftsförderer*in und ein*e Planer*in je Stadt

	 •	 Einbezug externer Institutionen: LEG und Bezirksregierung

•	 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung, Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH sowie 

•	 Gewerbesteuereinnahmen stehen in diesem Beispiel der Kommune zu, auf deren Fläche der jeweilige 	
	 Betrieb steht (Nicht-Belegenheitskommunen erhalten keine Steuereinnah-men); Aufgrund der Umlage 	
	 verbleiben jedoch nur 5-15 % der Steuereinnahmen bei den kreisangehörigen Städten

•	 Steuereinnahmen, die als Netto-Betrag bei der jeweiligen Belegenheitskommune übrigbleiben, werden 	
	 zur Finanzierung des Projekts eingebracht (Unterhaltungskosten öffentliche Einrichtungen)

•	 Operative Aufgaben: GmbH (50% Stadt Moers, 50% andere Kooperationspartner) 

•	 Planung: 

	 •	 Rahmenplanentwicklung durch vier Planungsgruppen (stadteigene Planer*innen, Planer*innen der 	
		  LEG NRW und externem Planer*innen

	 •	 Realisierung in zwei Bebauungsplänen (Moers und Neukirchen-Vluyn) auf Basis des Rahmenplans; 	
		  Planungshoheit: Moers und Neukirchen-Vluyn; Abstimmung der Planungen und Mitspracherecht 	
		  der anderen Kooperationspartner*innen

•	 Erschließung: Stadt Moers 

•	 Vermarktung: GmbH bzw. gemeinsame Wirtschaftsförderung 

Typ	 Interkommunales Gewerbegebiet	

Fläche	 Ca. 110 Hektar	

Kurz- 

beschreibung

Organisations-

form

Verteilung 

von Kosten u. 

Erträgen

Arbeitsteilung 

u. Zuständig-

keiten

Akteur*innen	 Belegenheitskommunen: Moers, 

	 Neukirchen-Vluyn 

	 kommunale Kooperationspartner: Kamp-	

	 Lintfort, Rheinberg

Zeit	 Seit 1992

#1
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•	 Ausführlicher Bericht zu Projektverlauf und Ergebnissen: 
	 https://elib.uni-stuttgart.de/bitstream/11682/8565/3/Teil3_ab143.pdf

Weiter- 

führende 

Informationen

Zweckverband / Zweckgesellschaft Stadt und Landkreis 
Kaiserslautern #2

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Kooperationspartner*innen | Wahl der Organisationsform: Gesellschaft mit 

beschränkter Haftung (GmbH), Zweckver-band |  Interkommunalität als Lösungs-

ansatz bei der Flächenmobilisierung 

Vor dem Hintergrund großer Nachfrage nach Wirtschaftsflächen im Oberzentrum Kaiserslautern bei gleichzei-

tiger Flächenknappheit und der Verfügbarkeit möglicher Potentialflächen in den Kommunen des Landkreises, 

entstand die Idee eines gemeinsamen interkommunalen Gewerbeflächenmanagements der Stadt und des 

Landkreises Kaiserslautern. Grundlage hierfür war die interkommunale Gewerbeflächenstrategie für Stadt 

und Landkreis, die von der gemein-samen Wirtschaftsförderung der Stadt und des Landkreises initiiert wurde.

Das interkommunale Gewerbeflächenmanagement soll dabei allen Kommunen zugänglich sein und wesent-

lich von den zwei Säulen „Zweckverband“ und „Zweckgesellschaft“ getragen werden. Insgesamt sollen so 

auch Konkurrenzen zwischen den Kommunen abgebaut werden. Auch Kommunen ohne Entwicklungspoten-

tiale können sich bei diesem Modell in die Gewerbeflä-chenentwicklung einbringen (z.B. durch Bereitstellung 

von Ausgleichsflächen, oder durch Partizipation an der Vermarktung etc.). Aktuell befindet sich das Modell 

noch in der Konzeptions- und Entwicklungsphase.

•	 Basis: Interkommunale Wirtschaftsförderung und Gewerbeflächenstrategie

•	 Zunächst Information und politischer Diskurs und Konsensfindung im Rahmen von Bürgermeisterdienst- 
	 besprechung / Stadtratssitzungen bzw. in den entsprechenden politischen Gremien. jeweils ein Wirt- 
	 schaftsförderer und ein Planer je Stadt

•	 2-Säulen-Modell geplant:

	 •	 Zweckverband (hoheitlich)

•	 Zweckgesellschaft (investiv)

Typ	 Interkommunales / Regionales Gewer- 

	 beflächenmanagement	

Fläche	 In der Entstehungsphase	

Kurz- 

beschreibung

Organisations-

form

Akteur*innen	 Einbindung aller Kommunen des Land- 

	 kreises und der Stadt Kaiserslautern 

	 weitere Partner: lokale Kreditinstitute, 

	 lokale Erschließungsunternehmen 

	 (städtische Tochtergesellschaft)
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AGIT – Städteregionaler Gewerbeflächenpool in der Städte-
Region Aachen

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Kooperationspartner*innen | Interkommunalität als Lösungsansatz bei der Flä-

chenmobilisierung  

Zentrales Ergebnis des städteregionalen Gewerbeflächenkonzepts war, dass der Großteil der städteregionalen 

Kommunen ihre Gewerbeflächennachfrage bis 2035 nicht mehr auf eigenem Territorium beantworten kann. 

Die Ausgangsüberlegung besteht darin, dass drei regional und strukturpolitisch bedeutsame Gewerbegebiete 

gemeinsam geplant, entwickelt und vermarktet werden. Der Gewerbeflächenpool ist offen für alle interessier-

ten Kommunen der Städteregion. Standortkommunen mit qualifiziertem Potential bringen notwendige Flä-

chen ein; alle anderen Kommunen bringen ihre Bedarfe ein, die sie nicht auf eigenem Gebiet realisieren kön-

nen. Kommunen ohne eigene Potentialflächen können beispielsweise auch Ausgleichs- oder Tauschflächen 

einbringen. Der Verkauf der Gewerbeflächen erfolgt im Einvernehmen mit den teilnehmenden Kommunen. 

•	 Zunächst informell (Arbeitsgruppe, Expert*innen-Workshops)

•	 Entscheidung in Bürgermeisterkonferenz

•	 Kooperation als öffentlich-rechtliche Vereinbarung

•	 Noch unklar

•	 Zweckverband: Organisatorische Aufgaben 

•	 Zweckgesellschaft: Operative Aufgaben 

Typ	 Regionaler Gewerbeflächenpool

Zeit	 Grundstein: 2018 mit Erstellung des städte- 

	 regionalen Gewerbeflächenkonzepts, Ge- 

	 schäftsstelle 2021 konstituiert, Pool- 

	 flächenentwicklung vsl. ab 2024

Kurz- 

beschreibung

Organisations-

form

Verteilung 

von Kosten u. 

Erträgen

Arbeitsteilung 

u. Zuständig-

keiten

Akteur*innen	 Teilnehmende Kommunen der Städte- 

	 Region: Aachen, Herzogenrath, Würselen, 	

	 Eschweiler, Stolberg, Roetgen

#3
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•	 Einmalkosten (Grunderwerb, Planung, Entwicklung, ökologischer Ausgleich) verbleiben bei Be- 
	 legenheitskommune

•	 Erlöse aus Vermietung/Verkauf erhält Belegenheitskommune

•	 Verwaltungskosten des Pools und Gewerbesteueraufkommen wird zwischen den beteiligten Kommunen 	
	 quotal aufgeteilt

•	 Alle eingebrachte Flächen wurden vorab finanziell bewertet und daraus ein Quotierungsschlüssel 
	 erarbeitet

Verteilung 

von Kosten u. 

Erträgen

RAVENNA Park

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Wahl der Kooperationsform: öffentlich-rechtliche Vereinbarung, informelle Gremi-

en | Arbeitsteilung und Zuständigkei-ten | Aufteilung von Kosten und Erträgen 

Zu Beginn der Kooperation bestanden die Ideen des Baus einer Entlastungsstraße und der Nutzung der La-

gegunst der künftigen A33 für die Ausweisung von Gewerbeflächen, die wegen der gleichen örtlichen Lage 

in einem Projekt realisiert wurden. Insgesamt konnten 35 ha Nettobauland für GE- und GI-Flächen realisiert 

werden.

Da die Fläche zunächst auch nicht im Regionalplan dargestellt war, war ein Änderungsverfahren notwendig. 

Die Bezirksregierung setzte auch einen grundlegenden Anstoß für die Kooperation: Durch die Umwandlung 

von innenstadtnahen GIB-Flächen ins ASB-Flächen in der Stadt Gütersloh, forderte die Bezirksregierung, die 

entfallenden GIB-Flächen anderweitig unterzubringen und verwies dabei auf die Stadt Halle (Westf.). In Halle 

hatte man vor, die Lagegunst der A33 zu nutzen, der zugestandene Bedarf an GIB-Flächen hätte jedoch nicht 

ausgereicht, um das bestehende Gewerbegebiet bis zur A33 zu erweitern. Durch die Zusammenlegung der 

Bedarfe konnte das Gebiet schließlich sinnhaft realisiert werden. 

Typ	 Interkommunales Gewerbegebiet	

Fläche	 70 Hektar	

Kurz- 

beschreibung

Akteur*innen	 Stadt Halle (Westf.), Stadt Gütersloh, 

	 Stadt Werther

Zeit	 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 2011 		

	 unterzeichnet

#4

•	 AGIT mbH/Gewerbeflächenpool

	 •	 Koordination, Steuerung und Organisation der gemeinsamen Interessen und Vermarktung

	 •	 Vorbereitung von Entscheidungen zur Vergabe und Einleitung Beschlussvorlage zur Beschluss- 
		  fassung im Rat der Belegenheitskommune

	 •	 Kein Eigentum an Liegenschaften

•	 Beirat (Vertreter*innen der Kommunen, GF AGIT)

	 •	 Entscheidung über Grundstücksvergabe, ggf. durch Mitgliederversammlung, falls kein Einver- 
		  nehmen im Beirat

•	 Belegenheitskommune: hoheitliche Aufgaben

Arbeitsteilung 

u. Zuständig-

keiten
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Kommunalunternehmen und interkommunale Gewerbege-
biete der Gemeinden Much und Neunkirchen-Seelscheid

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Wahl der Kooperationsform: Rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) | 

Arbeitsteilung und Zuständigkeiten |  Aufteilung von Kosten und Erträgen

Das gemeinsame Kommunalunternehmen der Gemeinden Much und Neunkirchen-Seelscheid bedient die 

Sparten Zentrale Dienste, Baubetriebshof und Gewerbegebiete. Es wurden bereits zwei Gewerbegebiete ge-

meinsam entwickelt und gemeinsam betrieben, drei weitere befinden sich in Planung.

Typ	 Kommunalunternehmen & Interkommuna- 

	 le Gewerbegebiete	

Fläche	 Bitzen (8,7 ha) und Bövingen (4,4 ha) 		

	 vollständig vermarktet

	 Oberdorst-Broich (ca. 4 ha), Seelscheid- 

	 Nord (ca. 6 ha) und Neunkirchen-Süd (ca. 	

	 14 ha)  in Entwicklung

Kurz- 

beschreibung

Akteur*innen	 Gemeinden Much und Neunkirchen- 

	 Seelscheid

Zeit	 Gründung 2011

#5

•	 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

•	 Informelles Gremium: Projektbeirat

•	 Ziel: „so einfach wie möglich“

Organisations-

form

•	 Erfüllung der hoheitlichen Aufgaben durch die Stadt Halle (Westf.)

•	 Begleitung durch (informellen) Projektbeirat, bestehend aus jeweils 2 Personen der beteiligten Städte

• 	 Verteilung nach vereinbartem Schlüssel, welcher nicht den Flächenanteilen entspricht:
	 Halle: 54 %, Gütersloh: 38 % und Werther 8 % (Vergleich Flächenanteile: Halle: 50 %, 
	 Gütersloh: 38 %, Gütersloh: 12 %

•	 Schlüssel ist Ergebnis einer Verhandlung. Halle erhält mehr Einnahmen zulasten der Stadt Werther, 
	 da die Stadt Halle die Bauleitplanung realisiert hat (Finanz- und Personalaufwand)

Arbeitsteilung 

u. Zuständig-

keiten

Verteilung 

von Kosten u. 

Erträgen

Aus Sicht der Stadt Werther waren die topographischen Nachteile und der fehlende Autobahnanschluss die 

wichtigsten Gründe zur Kooperation.

Die Eigentumsverhältnisse im Plangebiet waren größtenteils privat. Zur Mobilisierung der Grundstücke für 

das Gewerbegebiet und die Umgehungsstraße wurde ein Umlegungsverfahren durchgeführt und zeitgleich 

landwirtschaftliche (Tausch-)Flächen, auch außerhalb der Stadtgrenzen, erworben.
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•	 Gemeinsames Kommunalunternehmen

•	 Rechtsform: Anstalt des öffentlichen Rechts

•	 Zweckvereinbarung zwischen den Trägergemeinden

Organisations-

form

•	 Wahrnehmung kommunaler Planungshoheit durch Belegenheitskommune

•	 Durchführung aller Aufgaben außerhalb kommunaler Planungshoheit (Grunderwerb, Erschließungs- 
	 planung, Erschließung, Ver- und Entsorgung, Vermarktung etc.) durch gKU

•	 Unentgeltliche Übertragung der Erschließungseinrichtungen an Gemeinde

Arbeitsteilung 

u. Zuständig-

keiten

•	 Kostentragung aller Planungskosten (B-Plan, FNP-Änderung, Machbarkeitsstudien) 50:50 zwischen den  
	 Gemeinden, sofern keine Übernahme durch gKU

•	 Verteilung der Realsteuereinnahmen:
	 o	 Jährliche Ermittlung des kassenmäßigen Istaufkommens von Grundsteuer B und Gewerbesteuer in 	
	 den interkommunalen Gebieten, ggf. anteilig nach Zerlegungsgrundsätzen
	 o	 Nivellierung auf den Hebesatz der Gemeinde mit dem geringsten Satz

•	 Bereinigung um Gewerbesteuerumlage sowie um Leistungen und Zahlungsverpflichtungen aus GFG u.a. 	
	 Gesetzen, deren Höhe von der Steuerkraft abhängen (Schlüsselzuweisungen, Kreisumlage)

Verteilung 

von Kosten u. 

Erträgen

Unternehmerpark Kottenforst – Beispiel für eine profilierte 
Standortentwicklung #6

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Wahl der Kooperationsform: Rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) | 

Arbeitsteilung und Zuständigkeiten |  Aufteilung von Kosten und Erträgen

Zielsetzung bei der Gewerbeflächenprofilierung im Unternehmerpark Kottenforst ist das grundsätzliche Ziel 

der Stadtentwicklung: „Gerne im Grünen leben und arbeiten“. Hintergrund der Profilierung ist der ressourcen-

Typ	 Gewerbegebiet / profiliert	

Fläche	 Ca. 45 Hektar

Kurz- 

beschreibung

Akteur*innen	 Stadt Meckenheim

Zeit	 Vermarktung seit 2019

Anlass für die Kooperation war der Bedarf an Entwicklungsmöglichkeiten für Bestandbetriebe, der Mangel 

an gewerblichen Flächen, hohe Anforderungen an Landschafts- und Gewässerschutz, Sanierungs-/Erneue-

rungsbedarf vorhandener Bauhofstandorte sowie die schwierige Haushaltslage der Trägergemeinden. Als 

Zielsetzungen der Zusammenarbeit wurde die nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit, Stärkung der Wirt-

schaftskraft, eine behutsame und landschaftsverträgliche Entwicklung sowie die Entwicklungsmöglichkeiten 

für Bestandsbetriebe festgehalten. Gleichzeitig sollten Konkurrenzen zwischen den Kommunen vermieden, 

Finanz- und Verwaltungskräfte gebündelt, Kosten und Flächenverbrauch durch Nutzung größerer Einheiten 

verringert und Einsparpotentiale durch die Zusammenlegung der Bauhöfe genutzt werden. 
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Stadt Jüchen – Beispielhafte Ansätze zur Vergabe von 
Grundstücken in interkommunalen Gewerbegebieten #7

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Kooperationspartner*innen: Kooperation mit privatrechtlichen Institutionen | 

Private Projektentwicklung über Städtebaulichen Vertrag | Akzeptanzschaffung für 

gewerbliche Entwicklungen

Mit dem „Industriepark Elsbachtal“ planen die Städte Jüchen und Grevenbroich gemeinsam mit der RWE Po-

wer AG ein interkommunales Gewerbegebiet. Die Flächen befinden sich im Eigentum der RWE. Aufgrund der 

überregionalen Bedeutung erfolgt ausschließlich ein Verkauf von mindestens 50.000 m² pro Unternehmen. 

Es besteht eine große Nachfrage nach Grundstücken, insbesondere aus der Logistikbranche. Grundsätzlich 

Typ	 Lösungsansätze zur Grundstücksvergabe in 	

	 interkommunalen Gewerbegebieten	

Fläche	 Industriepark Elsbachtal – ca. 50 Hektar

Kurz- 

beschreibung

Akteur*innen	 Städte Jüchen, Grevenbroich und RWE 		

	 Power AG

Zeit	 In der Konzeptions-/Entstehungsphase 

	 seit 2021

•	 Zugehörigkeit zum Branchencluster „bio innovation“ Zukunftseffekte

•	 Ressourcenschonender Umgang mit Flächen

•	 Bauen mit Holz und nachwachsenden Rohstoffen

•	 Gestaltung und Ausnutzung der Betriebsflächen

•	 Einsatz erneuerbarer Energien u.a.

•	 Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen

•	 Verkehrseffekte/Mobilitätskonzept

•	 Gesellschaftliche Verantwortung

•	 Einhaltung stadtentwicklungspolitischer Ziele

Vergabe- 

kriterien

•	 Beratungskompetenz innerhalb der Planungsphase

•	 Energieeinsparung (Kostenvorteile)

•	 Klimafreundlicher Betrieb (Beitrag zum Klimaschutz)

•	 Imagefördernd/Vermarktungsmöglichkeit

•	 Standort mit hoher Qualität unter „Gleichgesinnten“

•	 Wertsteigerung bzw. Werterhalt der Immobilie

Verteilung 

von Kosten u. 

Erträgen

schonende Umgang mit wertvollen Böden sowie Aspekte des Klimaschutzes und der CO
2
-Reduktion. 

2019 wurde die Erschließung für das rund 45 ha (brutto) große Areal fertiggestellt. Die Bebauung erfolgt in 

drei Bauabschnitten.

Die Profilierung des Unternehmerparks wird durch die Einhaltung von bestimmten Ansiedlungskriterien 

gewährleistet.
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Oberbergischer Kreis – Ganzheitliche Nachverdichtung von 
Gewerbegebieten #8

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Kooperationspartner*innen: Kooperation mit privatrechtlichen Institutionen | 

Private Projektentwicklung über Städtebaulichen Vertrag | Akzeptanzschaffung für 

gewerbliche Entwicklungen

Typ	 Nachverdichtung von Bestandsgebieten Akteur*innen	 Oberbergische Aufbau GmbH

•	 Kernkriterien (müssen kumulativ erfüllt sein):

	 •	 Arbeitsplatzdichte (Zielgröße: ca. 40 Arbeitsplätze auf 10.000 qm)

	 •	 Einschätzung der grundsätzlichen Übereinstimmung der beabsichtigen baulichen Anlage mit dem 	
		  geltenden Bauplanungsrecht

	 •	 Einschätzung der Zukunftsfähigkeit des Betriebszwecks sowie der Auswirkungen bei Durchführung 	
		  des Geschäftsbetriebes

•	 Ergänzungskriterien (in der Reihenfolge der Gewichtung):

	 •	 Qualität der Arbeitsplätze (Qualifikations- und Lohnniveau)

	 •	 Immissionen (Schall, Geruch, Verkehr) und sonstige Auswirkungen auf das Umfeld und Siedlungs- 
		  bereiche

	 •	 Innovationspotential und Technologieeinsatz

	 •	 Gewerbesteueraufkommen

	 •	 Firmenzentrale / Sitz im Gewerbegebiet Elsbachtal

	 •	 Hochwertige und optimale Baustandards werden positiv berücksichtigt

	 •	 Nachhaltige und architektonisch ansprechende Bauweise

	 •	 Anwendung neuer Umwelttechnologien über den Branchenstandard hinaus bzw. eingeführtes 		
		  Umweltmanagementsystem

	 •	 Förderung der Gleichstellung, der Inklusion, der Integration und der Beschäftigung älterer 		
		  Arbeitnehmer*innen

	 •	 Produzierende Unternehmen oder Unternehmen mit besonderer Bedeutung

Vergabe- 

kriterien

bestehen zwischen den Partnern unterschiedliche Interessen bei der Vermarktung der Grundstücke (Zeitpunkt 

des Verkaufs, Auswahl des Unternehmens). Aus diesem Grund haben die beteiligten Partner eine Vereinba-

rung über die Vermarktung der Gewerbeflächen im Industriepark Elsbachtal geschlossen.

Die Grundelemente der Vereinbarung sind folgende:

•	 Benennung einer gemeinsamen Kontaktstelle: RWE Power AG

•	 Gemeinsames Marketing

	 •	 Bewerbung gemeinsam oder in Absprache

	 •	 Messeauftritte

	 •	 Digitale Informationen

	 •	 Informationsbroschüre

Qualifizierung nach Vermarktungskriterien
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Vor dem Hintergrund des steigenden Bedarfs an Gewerbeflächen bei zeitgleich hohen Restriktionen und feh-

lender gesellschaftlicher Akzeptanz für Neuausweisungen, wurde von der Oberbergischen Aufbau GmbH ein 

Projekt zur Nachverdichtung von Gewerbegebieten im Oberbergischen Kreis angestoßen.  Zielsetzung ist die 

Reduzierung des zusätzlichen Flächenverbrauchs bei gleichzeitiger Optimierung des vorhandenen Flächenpo-

tentials. Das ca. 80 ha große Industrie- und Gewerbegebiet Wiehl Bömig diente als Pilotprojekt im Rahmen 

der Gewerbeflächennachverdichtung.

Das allgemeine Vorgehen kann in vier Projektschritte unterteilt werden:

1.	 Analyse  Potentialanalyse Nachverdichtung

2.	 Einbindung der Stakeholder

	 a.	 Abstimmung der Ergebnisse mit Behörden und externen Expert*innen

	 b.	 Informationsveranstaltungen / Befragung von Unternehmen

3.	 Abschluss und Reflexion

	 a.	 Bedarfsorientierte Planung

	 b.	 Umsetzung von konkreten Einzelmaßnahmen

Die Ergebnisse der Analyse werden in einer grundstücksbezogenen Datenbank geführt, sie enthält Informati-

onen über die Eigentümer, Unternehmen / Art des Unternehmens, Baurechtliche Grundlagen und Freiflächen

Kurz- 

beschreibung

Beispielhafte Ansätze zur Verteilung von Kosten und 
Erträgen #9

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Aufteilung von Kosten & Erträgen

•	 Einheitliche Steuerhebesätze 

•	 Die Gemeinden führen 90% der Gewerbesteuer und 50% der Grundsteuer 

	 B an den Zweckverband ab  Refinanzierung/Investitionen Gewerbegebiet

		  •	 Aufwendungen des Zweckverbandes werden durch Umlagen 

			   finanziert, sofern sie nicht durch Einnahmen gedeckt werden. 

			    unterschiedliche Anteile, Stadt Freiburg höchster Anteil mit 	

			   30%, kleine Gemeinde Münstertal geringster Anteil mit 2,5 %

Interkommunales Gewerbegebiet 

Dauer-wang (Aalen – Essingen)

Interkommunaler Gewerbepark

Breisgau

• 	 Hälftige Verteilung der Gewerbesteuereinnahmen trotz unterschiedlicher 

	 Flächenanteile (Essingen: 38 ha vs. Aalen: 4 ha), dafür übernimmt Aalen die  

	 Abwasserentsorgung für das gesamte Gebiet

Interkommunales Gewerbegebiet 

Mittleres Fuldatal

• 	 Kosten und Erträge werden von den Kommunen nach einem Schlüssel, der  

	 der Einwohnerparität entspricht, aufgeteilt.

Interkommunaler Gewerbepark 

Hildesheim – Giesen – Harsum

• 	 Investitions- und Folgekosten sowie Erträge werden nach einem Schlüssel  

	 auf Grundlage des Verhältnisses aus Flächenanteil der Kommune im Plan- 

	 gebiet sowie des Aufkommens an Gewerbesteuern und Grundsteuer B bei 

	 Vertragsabschluss aufgeteilt. 
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Beispiele zu Public-Private-Partnerships bei der (inter-kom-
munalen) Wirtschaftsflächenentwicklung

Passend zu folgenden Lösungsansätzen und Handlungsempfehlungen  

Aufteilung von Kosten & Erträgen

•	 Interkommunale Kooperation zwischen den Kommunen Bad Berle-burg, Bad  

	 Laasphe und Erndtebrück (Kreis Siegen-Wittgenstein), Gründung eines 

	 Zweckverbandes

•	 Operative Aufgabenerfüllung zur Entwicklung des Industrieparks (Planung,  

	 Grunderwerb, Erschließung, Vermarktung und Finanzierungsbetreuung)  

	 durch Deutsche Bau- und Grundstücks AG – Bau-Grund (Erschließungstreu- 

	 händer)

•	 Aktives Standortmarketing durch BauGrund und den Zweckverband

	 •	 Netzwerkarbeit zur Kooperation mit wirtschaftsrelevanten Akteur*innen  

		  (z.B. IHK)

Niedersachsenpark

Interregionaler Gewerbepark Brilon-

Olsberg

Interkommunaler Industriepark 

Wittgenstein

•	 Gemeinsames Projekt der Landkreise Osnabrück und Vechta, der Stadt 		

	 Damme, der Gemeinden Bersenbrück, Neuenkirchen-Vörden und Rieste 	

	 sowie der MBN Bau AG (lokales mittelständisches Bau- und Immobilien- 

	 unternehmen)

•	 Das Großprojekt wird im Sinne einer Public-Private-Partnership in öffent- 

	 licher und privatwirtschaftlicher Trägerschaft gemeinsam gefördert und 

	 realisiert

•	 Zur Projektentwicklung wurde die Niedersachsenpark GmbH & Co. KG ge- 

	 gründet, insgesamt halten die Landkreise und die beteiligten Kommune 

	 95% der Anteile, die MBN Bau AG 5%

•	 Anlass der Kooperation zwischen den beiden Kommunen war die verkehr- 

	 liche Anbindung des geplanten Gewerbegebiets sowie ein erleichterter  

	 Zugang zu den vom Land in Aussicht gestellten Fördermitteln, Schließung  

	 eines öffentlich-rechtlichen Vertrags

•	 Einbezug der Landesentwicklungsgesellschaft NRW, die das Projekt treu- 

	 händerisch entwickelt

	 •	 Städtebauliche Rahmenplanung

	 •	 Projektsteuerung

	 •	 Vermarktung der Grundstücke

•	 Frühzeitige Abstimmung über Ziele und Vorgehen zwischen Gemeinden 

	 und LEG

#10
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